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Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 610. 


(Nr. 12891.) Geſetz über die einſtweilige Regelung der Koſten für die Verwaltungsbehörden der evan⸗ 
f geliſchen Landeskirchen. Vom 15. Oktober 1924. \ 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


ame 2 

4) Die Beamten der evangeliſchen kirchlichen Verwaltung, die nach der Neubildung der 
Kirchenbehörden im Dienſte ihrer Landeskirche verbleiben, ſcheiden aus dem Staatsbeamten-, 
verhältnis aus. 

(2) Ihre Beſoldung, ihr Ruhegehalt und ihre Hinterbliebenenverſorgung erhalten ſie für die 
Beſoldungsgruppe, der ſie beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes angehören, und die daran anſchließende 
Aufſtiegsgruppe entſprechend den für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweilig maßgebenden Vor- 
ſchriften aus der Staatskaſſe. 

N 8 2. 


Der $ 7 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend Einführung einer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. S. 621) wird aufgehoben. N 
983 


Die Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in 
den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 Geſetzſamml. S. 33) ſowie die zur Abänderung und 
Ergänzung dieſer Verordnung ergangenen und noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften finden auf 
die Beamten der evangeliſchen kirchlichen Verwaltung Anwendung, die nicht nach § 1 aus dem 
Staatsbeamtenverhältnis ausſcheiden. 

9 4. 

(1) Zur Deckung der perſönlichen Koften ihrer Verwaltungsbehörden erhält jede Landeskirche 
aus der Staatskaſſe fortlaufend in einer feſten Summe denjenigen Betrag, welcher nach den Richt— 
linien für die Aufſtellung des Haushaltsplans erforderlich iſt, um unter Berückſichtigung des jetzigen 
Staatsgebiets die im Staatshaushalte des Rechnungsjahrs 1914 für die Landeskirche vorgeſehene 
Zahl von Beamten entſprechend den für gleichartige Stellungen in der Staatsverwaltung jeweilig 
maßgebenden Vorſchriften zu beſolden. Für die nebenamtlichen Mitglieder iſt dabei ein Betrag von 
40 000 Goldmark vorzufehen, i 

Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1289112893.) 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Oktober 1924, en 
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(2) Zur Deckung der Ruhegehälter und der Hinterbliebenenverforgung der Beamten ihrer Ver⸗ 
waltungsbehörden erhält jede Landeskirche fortlaufend einen Betrag von 22½ vom Hundert der im 
Abſ. 1 genannten Summe. En 

(3) Auf die im Abf. 1 feſtgeſetzten Beträge werden die auf Grund des § 1 Abſ. 2 aus der 
Staatskaſſe zu zahlenden Beſoldungen und auf die im Abſ. 2 feſtgeſetzten Beträge die aus der 
Staatskaſſe zu zahlenden Ruhegehalts- und Hinterbliebenenverſorgungsbezüge von Beamten der evan- 
geliſchen kirchlichen Verwaltung angerechnet, Wartegeldbezüge jedoch nur inſoweit, als deren Empfänger 
das 60. Lebensjahr überſchritten haben oder überſchreiten. i 

() Auf die im Abf. 1 feſtgeſetzten Beträge werden ferner die Wartegeldbezüge von Staats- 
beamten angerechnet, die in der evangeliſchen kirchlichen Verwaltung verwendet werden. 


SR 

(1) Zur Deckung der ſächlichen Koſten und der Reiſekoſten ihrer Verwaltungsbehörden erhält 
jede Landeskirche in einer feſten Summe fortlaufend einen Betrag entſprechend den tatſächlichen 
Ausgaben des Evangeliſchen Oberkirchenrats und der Konſiſtorien für dieſe Zwecke im Rechnungsjahre 
1913 unter Berückſichtigung des jetzigen Staatsgebiets. 

(2) Dieſer Betrag verändert ſich, je nachdem der Staat für die ſächlichen Koſten und die 
Reiſekoſten ſeiner Verwaltungsbehörden gegenüber den im Rechnungsjahre 1913 entſtandenen tatſäch⸗ 
lichen Ausgaben höhere oder geringere Beträge in den Staatshaushalt einſtellt. 


a 8 6. 8 a Sr 

() Die in §s 4 und 5 vorgeſehenen Beträge find tunlichſt vierteljährlich im voraus zu zahlen. 

(2) Solange die ſtaatlichen Beſoldungen, Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbezüge für kürzere 

Zeitabſchnitte gezahlt werden, erfolgt auch die Vorauszahlung der im § 4 vorgeſehenen Beträge, 
ſoweit ſie zur Deckung dieſer Koſten beſtimmt ſind, für eine entſprechende kürzere Zeit. 


STR 

(1) Die von dem Evangeliſchen Oberkirchenrat und den Konſiſtorien bisher benutzten ſtaatlichen 
Gebäude nebſt Einrichtungsgegenſtänden bleiben im bisherigen Umfange den Landeskirchen für die 
Unterbringung ihrer Verwaltungsbehörden überlaſſen. Soweit die ſtaatlichen Gebäude bisher von. 
Beamten der evangeliſchen kirchlichen Verwaltung benutzt worden find, haben die Landeskirchen für 
ſie eine Vergütung entſprechend den für Dienſtwohnungen der Beamten geltenden Vorſchriften 
zu zahlen. 

(2) Nach Benehmen mit der oberſten kirchlichen Behörde können die Gebäude durch gleich— 
artige andere erſetzt werden. 

(3). Ihre Unterhaltung erfolgt nach den bisherigen Vorſchriften. 


88 
N O. . 
Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter haben 
1. die in den §§ 4 und 5 vorgefehenen Beträge bis zur Bereitſtellung durch den Staats⸗ 
haushalt vorläufig feſtzuſetzen, 


hr 


ee 


2. die in den §§ 4 und 5 vorgeſehenen Beträge bei Anderung der für ihre Berechnung 
maßgebenden ſtaatlichen Vorſchriften entſprechend anderweit feſtzuſetzen, 
die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen zu exlaffen. 


ee 
oe 


§ 9. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, mit den evangeliſchen Landeskirchen Vereinbarungen 
abe 

über die in den §§ 4 bis 8 vorgeſehenen Staatsleiſtungen; 

8 über ein der Staatsbehörde einzuräumendes Recht, gegen die Berufung der Vorst itzenden 
der kirchlichen Verwaltungsbehörden Bedenken geltend zu machen; 

3. über die Entſcheidung etwaiger Meinungsverſchiedenheiten wegen Durchführung der unter 
Nr. 1, 2 vorgeſehenen Vereinbarungen, insbeſondere auch wegen Berückſichtigung der 
gegen die Berufung der Vorſitzenden der kirchlichen Verwaltungsbehörden geltend ge- 
machten Bedenken, durch ein Schiedsgericht oder das Oberverwaltungsgericht. 


§ 10. 

Durch die in dieſem Geſetze getroffene einſtweilige Regelung wird der Ablöſung der bisherigen 
Staatsleiſtungen für die evangeliſchen Landeskirchen gemäß Artikel 138 der Reichsverfaſſung nicht 
vorgegriffen; insbeſondere kann aus dieſer Regelung von keiner Seite bezüglich der Ablöſung dieſer 
Leiſtungen nach ihrem Rechtsgrund, ihrem Inhalt oder ihrer Höhe ein Anſpruch oder ein Ein- 
wand abgeleitet werden. 

SLL. 

(1) Die §§ 8 bis 10 dieſes Geſetzes treten mit der Verkündung in Kraft. 

(2) Die übrigen Beſtimmungen des Geſetzes treten am 1. April 1925 in Kraft; der Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter ſind ermächtigt, ſie nach Be— 
nehmen mit der oberſten kirchlichen Behörde einer Landeskirche für deren Bereich oder für beſtimmte 
Behörden dieſer Landeskirche auch ſchon zu einem früheren Zeitpunkt in Kraft zu ſetzen. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 15. Oktober 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. 


(Nr. 1D 29 Geſetz über die Vereinigung der Stadtgemeinden Lehe und Geeſtemünde. Vom 16. Oktober 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Die Stadtgemeinden Lehe und Geeſtemünde werden nach Maßgabe der in der Anlage der 


Begründung zum Entwurfe dieſes Geſetzes enthaltenen, durch das Amtsblatt der Regierung zu Stade 
zu veröffentlichenden Bedingungen zu einer Stadtgemeinde mit dem Namen „Weſermündell vereinigt. 
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9 2. 
Diss Geſ geh tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 


Berlin, den 16. Oktober 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


5 12893.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnung vom 10. Juni 1924 über vor⸗ 
läufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags 
(Geſetzſamml. S. 3 Vom 8. Oktober 1924. 


Die auf Grund des Artikels 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächtigung des Juſtizminiſters 
und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung 
des Friedensvertrags ( (Geſetzſamml. S. 115) erlaſſene Verordnung vom 10. Juni 1924 über vorläufige 
Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 553) hat 
der Preußiſche Landtag genehmigt. 


Berlin, den 8. Oktober 1924. a 
Der Juſtizminiſter. 


In Vertretung: 


Fritze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Jannar 1924 über die Genehmigung der 
Verlegung des Sitzes der Ofchersleben-Schöninger Eiſenbahngeſellſchaft von Oſchersleben nach Braun⸗ 
ſchweig durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 37 S. 273, ausgegeben am 
13. September 1924; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Februar 1924 über die Genehmigung zum 
Bau und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Eberswalde nach Schöpfurth durch die 
Deutsche Eiſenbahn-Geſellſchaft, Aktiengeſellſchaft in Frankfurt a. M., durch das Amtsblatt der Re⸗ 
gierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 38 S. 353, ausgegeben am 20. September 1924; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Juli 1924 über die Genehmigung des 
dreiundzwanzigſten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 durch 
das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 34 S. 205, ausgegeben am 23. Auguſt 1924. 
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